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geltende Fassung (Vollzitat) 
"Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für 
Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. November 2021 
(BGBl. I S. 4906) geändert worden ist" 

1,5-Grad-Gesetzespaket 
28.02.2022 
 

Neuer Entwurf vom Bund 
Datum 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html https://www.germanzero.de/downloads#gesetzespaket  

§ 22 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

§ 22 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

 

(1) Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen 
Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Erhöhen sich nach 
einem nicht erforderlichen Umzug die Aufwendungen für Unterkunft und 
Heizung, wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. Soweit die Aufwendungen 
für die Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf so lange 
anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten 
oder der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch 
einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die 
Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 
Eine Absenkung der nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen muss 
nicht gefordert werden, wenn diese unter Berücksichtigung der bei einem 
Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wäre. 
 
 

[…] 

(1) Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen 
Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Angemessen sind 
Heizkosten in der Regel, die der Regelung in § 7 Absatz 1 Satz 2 
HeizkostenV entsprechen. Erhöhen sich nach einem nicht erforderlichen 
Umzug die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, wird nur der bisherige 
Bedarf anerkannt. Soweit die Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung 
den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen, 
sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der oder dem 
alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft nicht 
möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch 
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel 
jedoch längstens für sechs Monate. Eine Absenkung der nach Satz 1 
unangemessenen Aufwendungen muss nicht gefordert werden, wenn diese 
unter Berücksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden 
Leistungen unwirtschaftlich wäre. 
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